
 

 

 

 

  

  

  

Beschlüsse des Einwohnerrats der Stadt Baden 

Der Einwohnerrat der Stadt Baden hat an seiner Sitzung vom 8. September 2020 folgende 

Beschlüsse gefasst: 

1. Für die Prüfung einer Gemeindefusion Turgi-Baden wird ein Projektierungskredit von 

brutto CHF 289'000 (inkl. MWST, Kostengenauigkeit +/- 5%) (CHF 277'000 exkl. 

MWST) genehmigt. 

2. 1. Für den Umbau des Gebäudes Husmatt 7/9 wird ein Projektierungs- und Bau-

kredit von brutto CHF 1'750'000 (inkl. MWST, Kostengenauigkeit ± 15%) be-

willigt.  

2. Von den jährlich wiederkehrenden Investitionsfolgekosten von CHF 113'937.50 

zulasten der laufenden Rechnung wird Kenntnis genommen. 

3. Für die Erschliessungsbucht für die Liegenschaften Mellingerstrasse 43-51 wird ein 

Baukredit von CHF 540'000 (inkl. MWST, Preisstand Juni 2020) bewilligt. 

4. Für die Sanierung des Wellen- und Kinderbecken im Terrassenbad, Pfisterstrasse 1, 

wird ein Baukredit von CHF 4'510'784 (brutto, inkl. MWST, Kostengenauigkeit ± 15%) 

bewilligt.  

2. Von den jährlich wiederkehrenden Investitionsfolgekosten von CHF 157'072 

zulasten der laufenden Rechnung wird Kenntnis genommen. 

5. Das dringliche Postulat Alex Berger und Iva Marelli vom 25. April 2017 betreffend 

Limmatbad – Baden ist Flussbadi wird nach Kenntnisnahme des vorliegenden 

Berichts abgeschrieben. 

6. 1. Die Abrechnung des Projektierungskredits für den Fuss- und Radweg Untere 

SBB-Limmatbrücke Baden-Wettingen, schliessend mit CHF 121'178.45, wird 

genehmigt. 

2. Die Abrechnung des Baukredits für den Fuss- und Radweg Untere SBB-Limmat-

brücke Baden-Wettingen, schliessend mit CHF 1'180'746.40, wird genehmigt. 

7. Die dringliche Motion Nadia Omar und Mitunterzeichnende vom 12. August 2020 be-

treffend Überarbeitung von Badens WOV (45/20) wird überwiesen. 
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Die Beschlüsse gemäss den Ziffern 1, 2.1, 3, 4.1, 6.1 und 6.2 unterstehen dem fakultativen 

Referendum. Sie sind einer Urnenabstimmung zu unterstellen, wenn dies von mindestens 

10% der Stimmberechtigten in einem schriftlichen Begehren innert 30 Tagen nach Publika-

tion des entsprechenden Beschlusses verlangt wird. 

Baden, 8. September 2020 STADTRAT BADEN 


